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Antrag 

der Abgeordneten Frau Tübler, Dr. Wörner, Dr. Kraske, Rommerskirchen, Ernesti, 
Dr. Klepsch, Ziegler, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, von Hassel, Tillmann, 
Dr. Jenninger, Dr. Marx und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Prüfungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Organisation des Anerkennungsverfahrens für Kriegs- 
dienstverweigerer vor allem im Interesse seiner Beschleu- 
nigung zu überprüfen, 

2. Vorsitzenden und Beisitzern in Prüfungsausschüssen und 
Prüfungskammern für Kriegsdienstverweigerer die Möglich- 
keit zu geben, sich gründlich auf ihre Aufgaben vorzube- 
reiten, 

3. durch die Festlegung von Prüfungskriterien für Ausschüsse 
und Kammern soweit wie irgend möglich sicherzustellen, daß 
jeder Antragsteller ungeachtet seines Ausbildungsstandes 
und seiner Ausdrucksfähigkeit zu seinem Recht kommt, 

4. für antragstellende Soldaten unter Beachtung der. höchst- 
richterlichen Urteile eine Dienstregelung anzuordnen, die 
für die Übergangszeit bis zur endgültigen Anerkennung der 
besonderen Situation des Antragstellers und dem Interesse 
eines ungestörten Dienstbetriebes der Bundeswehr Rechnung 
trägt. 


Bonn, den 14. Mai 1974 
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Begründung 

Unterschiedlich gründliche Vorbereitung und Einarbeitung der 
Beisitzer von Prüfungsausschüssen und -kammern in ihre Auf- 
gaben, ungleiche Maßstäbe bei der Bewertung vorgelegter An- 
träge und erhebliche Verzögerungen im Bearbeitungsgang 
- insbesondere bei den Verwaltungsgerichten - zwingen zu be- 
schleunigter Verbesserung des Prüfungsverfahrens für Kriegs- 
dienstverweigerer. Artikel 4 Abs. 3 Satz 1 GG respektiert nicht 
jede Verweigerung des Kriegsdienstes, sondern nur die auf 
einer Gewissensentscheidung beruhende. Die CDU/CSU-Frak- 
tion tritt aus diesem Grunde - aber auch im Interesse der 
Rechtssicherheit - weiterhin für ein Verfahren ein, das die 
Gewissensentscheidung feststellt. 

Diese ausdrückliche Feststellung muß selbstverständlich auch 
dann herbeigeführt werden, wenn ein Wehrpflichtiger erst als 
Soldat einen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverwei- 
gerer stellt. Bis zu diesem Zeitpunkt kann von ihm nach höchst- 
richterlichem Urteil die uneingeschränkte Dienstleistung ge- 
fordert werden. Dies ist um so mehr gerechtfertigt, als ein 
Zwang zur Gewaltanwendung während der Ausbildung und im 
Frieden nicht gegeben ist. Es sollten jedoch von der Bundes- 
regierung Lösungen gesucht werden, die stärker als bisher die 
Erfordernisse der bestehenden Rechtslage, das Interesse eines 
ungestörten Dienstbetriebes in der Bundeswehr und die Situa- 
tion des Betroffenen abwägen. 
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